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 erfahrungsgemäß wird nur ein teil der Festlegungen  
 eines Koalitionsvertrags im Laufe einer Legislatur-  
 periode umgesetzt. Dass das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales jüngst eine im Koalitionsvertrag statuierte Initiative für eine 
gesetzliche Regelung zur mobilen Arbeit auf den Weg gebracht hat, dürfte somit 
auch zu einem erheblichen teil dem einfluss der Geschehnisse im vergangenen 
Dreivierteljahr geschuldet sein.

Die Corona-Pandemie hat nicht nur unsere zwischenmenschlichen Beziehungen 
nachhaltig beeinflusst, sondern uns auch mit völlig neuen wirtschaftlichen  
und rechtlichen Fragestellungen konfrontiert. Umso wichtiger ist es, Berater zu  
haben, auf deren Rückhalt und expertise man sich in diesen nach wie vor unge-
wissen Zeiten verlassen kann. 

In unserer letzten melchers law-Ausgabe des Jahres 2020 bieten wir Ihnen daher 
aktuelle Beiträge unter anderem zu insolvenz-, arbeits- und architektenrecht- 
lichen Fragestellungen.

Passen Sie auch weiterhin gut auf sich auf.

Herzliche Grüße
Ihr Dominik Gallini
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ml ARBeItSReCht

 Verstöße gegen die Daten-
schutz-Grundverordnung (DS-GVO) 
können für Unternehmen neben 
hohen Geldbußen auch indivi- 
duelle Schadensersatzansprüche 
nach sich ziehen. So kann  
eine Verletzung des datenschutz-
rechtlichen Auskunftsanspruchs 
(Art. 15 DS-GVO) zu Schadenser-
satzansprüchen führen. Der An-
spruch besteht für „die betroffene 
Person“ und beinhaltet eine Aus-
kunft über die verarbeiteten  
personenbezogenen Daten durch 
den „Verantwortlichen“. „Betrof-
fene Person“ in diesem Sinne 
kann auch ein Arbeitnehmer sein.

SAChVeRhALt
 Einen solchen Fall hatte kürz-
lich das Arbeitsgericht Düssel-
dorf zu entscheiden (Urteil vom 
05.03.2020, Az.: 9 Ca 6557/18). Der 
Arbeitnehmer hatte nach Beendi-
gung seines Arbeitsverhältnisses 
einen Auskunftsanspruch gegen 
seinen ehemaligen Arbeitgeber 
geltend gemacht. 

 Der Arbeitgeber kam diesem 
Verlangen zunächst gar nicht und 
in der Folge nur unvollständig 
nach. Daraufhin erhob der Arbeit-
nehmer Klage auf Schadenser-
satz in Höhe eines Jahresgehaltes 
(vorliegend 143.482,81 EUR). 

entSCheIDUnG
 Das Arbeitsgericht Düsseldorf 
hat den Antrag zu einem kleinen 
Teil als begründet erachtet und 
dem Arbeitnehmer einen Betrag 
von 5.000,00 EUR zugesprochen.

 Eine Person, der wegen eines 
Verstoßes gegen die DS-GVO ein 
materieller oder immaterieller 
Schaden entstanden ist, habe das 
Recht auf Schadensersatz (Art. 82 

ein Auskunftsverlangen erst ein-
mal geltend gemacht worden, 
verbleibt dem Arbeitgeber nicht 
allzu viel Zeit zur Reaktion. So ist 
der Auskunftsanspruch unverzüg-
lich, in jedem Fall aber innerhalb 
eines Monats nach Eingang bzw. 
nach einer Unterrichtung über  
eine Fristverlängerung binnen 
zwei weiteren Monaten zu erfül-
len (Art. 12 Abs. 3 DS-GVO).

 Arbeitgeber müssen sich  
fortan darauf einstellen, dass  
in Kündigungsschutzverfahren zu-
nehmend Auskunftsansprüche von 
Arbeitnehmern geltend gemacht 
werden. Selbst wenn Arbeitneh-
mer einen Auskunftsantrag nur zu 
dem Zwecke stellen sollten, bei 
etwaigen Verstößen seitens des 
Arbeitgebers Entschädigungsan-
sprüche geltend zu machen, wer-
den Urteile wie das des Arbeitsge-
richts Düsseldorf keine Seltenheit 
bleiben. So will es das Unions-
recht.

FAZIt
	 Die	 Entscheidung	 ist	 noch	
nicht	 rechtskräftig.	Die	Berufung	
beim	 Landesarbeitsgericht	 Düs-
seldorf	 ist	 bereits	 anhängig.	 Es	
bleibt	 daher	abzuwarten,	 ob	die	
Entscheidung	des	Arbeitsgerichts	
Düsseldorf	noch	korrigiert	wird.	

	 Arbeitgeber	sind	unabhängig	
davon	gut	beraten,	auch	den	Um-
gang	mit	Auskunftsansprüchen	 in	
ihr	 datenschutzrechtliches	 Com-
pliance-Management-System	auf-
zunehmen	bzw.	 laufend	zu	über-
arbeiten.	Gerade	umsatzstärkere	
Unternehmen	 müssen	 andern-
falls	bei	 schweren	Verstößen	mit	
entsprechend	 höheren	 Schadens-
summen	 und/oder	 Geldbußen	
rechnen.																																																			n

Abs. 1 DS-GVO). Nach der Auffas-
sung des Arbeitsgerichts ist der 
Begriff des Schadens weit und auf 
eine Art und Weise auszulegen, 
die den Zielen der DS-GVO in  
vollem Umfang entspricht. Ein 
immaterieller Schaden läge nicht 
erst dann vor, wenn die daten-
schutzwidrige Verarbeitung zu ei-
ner Diskriminierung führe. Bereits 
die verspätete bzw. unvollstän- 
dige Erfüllung des Auskunfts- 
begehrens stelle einen ersatz- 
fähigen Schaden dar.

 Die Schwere des immateriel-
len Schadens sei für die Be- 
gründung der Haftung nicht von  
Belang. Sie wirke sich erst auf  
die Höhe des Schadensersatzan-
spruchs aus. Die Überschreitung 
einer Bagatellgrenze sei gerade 
nicht gefordert.

 Um eine effektive Sanktio-
nierung von Verstößen gegen die 
DS-GVO zu gewährleisten, müs- 
se der Schadensersatz eine ab-
schreckende Höhe erreichen. Zum 
Ersatz des immateriellen Scha-
dens hielt die Kammer im konkre-
ten Fall einen Betrag in Höhe von 
5.000,00 EUR für geboten, aber 
auch für ausreichend.

AUSBLICK
 Das Urteil des Arbeitsgerichts 
Düsseldorf steht im Einklang mit 
den unionsrechtlichen Vorgaben, 
die den Schadensersatzanspruch 
als wirksames und abschrecken-
des Instrument zur Durchsetzung 
des europäischen Datenschutz-
rechts sehen. Arbeitgeber, die das 
Thema Datenschutz in diesem 
Kontext vernachlässigt haben, 
sollten spätestens die vorlie- 
gende Entscheidung zum Anlass 
für Korrekturen nehmen. Denn ist 
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ml ARChIteKtenReCht

 Als Reaktion auf das EuGH-
Urteil vom 04.07.2019, in dem  
der EuGH die verbindliche Rege-
lung der Mindest- und Höchst-
sätze der Honorarordnung für  
Architekten und Ingenieure (HOAI) 
für unvereinbar mit dem Europa-
recht erklärt hat, wurde nunmehr 
der Entwurf der Verordnung zur 
Änderung der Honorarordnung 
für Architekten und Ingenieure 
(HOAI-Änderungsverordnung) 
vorgelegt. Der Entwurf wurde am 
16.09.2020 von der Bundesregie-
rung beschlossen, der Bundesrat 
muss dem Entwurf noch zustim-
men (Stand Redaktionsschluss). 
Die neue HOAI soll voraussicht-
lich am 01.01.2021 in Kraft tre- 
ten. Nachfolgend werden die we- 
sentliche Änderungen der HOAI 
vorgestellt.

KeIn FeSteS UnD  
VeRBInDLICheS hOnORAR 
FüR GRUnDLeIStUnGen
 Als Reaktion auf das EuGH-
Urteil können die Vertragspartner 
das Honorar nach dem HOAI-
Entwurf in Zukunft in allen Fällen 
frei vereinbaren. Das heißt, dass 
die Mindest- und Höchsthonorare 
nicht mehr durch den Verord-
nungsgeber verbindlich vorgege-
ben werden, so dass die bislang 
verbindlichen Honorartafeln nur 
noch als Orientierungswert die-
nen. Die bisherigen Mindestsätze 
werden zukünftig nur noch als so-
genannte Basishonorarsätze be-
zeichnet. Dieser neue Begriff  
beschreibt den niedrigsten Ho-
norarsatz, der in der Honorartafel 

tritt eine (widerlegliche) Fiktion 
der Vereinbarung des Basisho-
norarsatzes nur ein, wenn das  
Honorar nicht zumindest in Text-
form vereinbart wird. Das heißt, 
dass eine Honorarvereinbarung 
auch nach Vertragsschluss in 
Textform nachgeholt werden 
kann (vorausgesetzt, beide Ver-
tragspartner sind sich über das 
Honorar einig).

VeReInBARUnG üBeR  
PAUSChALe neBenKOSten-
ABReChnUnG AUCh nACh 
AUFtRAGSeRteILUnG In 
teXtFORm mÖGLICh
 Auch die bislang stren- 
gen Formvorschriften zur Verein-
barung einer Nebenkostenpau-
schale (schriftliche Vereinbarung 
bei Auftragserteilung, vgl. § 14 
Abs. 3 S. 2 HOAI 2013) wurden in 
dem Entwurf gestrichen. Nach 
der Neuregelung ist für die Ver-
einbarung der Nebenkostenpau-
schale ebenfalls eine Vereinba-
rung in Textform ausreichend, die 
bei Einigkeit der Vertragspartner 
auch nach Auftragsteilung noch 
erfolgen kann.

FAZIt
	 Der	 Verordnungsgeber	 setzt	
mit	 der	 geplanten	 Neufassung	
der	 HOAI	 nicht	 nur	 das	 EuGH-	
Urteil	 vom	 04.07.2019	 um	 und	
hebt	damit	das	„	zwingende	Preis-
recht“	auf,	sondern	nutzt	die	Re-
form	auch,	um	die	Formvorgaben	
der	 HOAI	 zu	 erleichtern.	 Dabei	
sind	 insbesondere	 die	 Ersetzung	
der	 Schriftform	 durch	 die	 Text-
form	 sowie	 die	 Streichung	 der		
unwiderleglichen	Vermutung	der	
Mindestsatzvereinbarung	zu	nen-
nen.	Die	neue	HOAI	soll	nach	dem	
Entwurf	 für	 Verträge	 gelten,	 die	
nach	 ihrem	 Inkrafttreten	 am	
01.01.2021	 geschlossen	 werden.	
Eine	Regelung,	wie	mit	Verträgen	
zu	 verfahren	 ist,	 die	 bis	 zum	
31.12.2020	 geschlossen	 wurden	
bzw.	 werden,	 sieht	 der	 Entwurf	
nicht	vor.	Folglich	bleibt	dies	der	
Rechtsprechung	 überlassen,	 die	
derzeit	 unter	 den	 Instanzgerich-
ten	leider	uneinheitlich	ist.											n

enthalten ist. An der eigentlichen 
Honorarberechnungsmethodik der 
HOAI wird durch den Entwurf im 
Übrigen keine wesentliche Än- 
derung vorgenommen. Die Orien-
tierungswerte für das Honorar, 
die sogenannten Tafelsätze, blei-
ben trotz letztmaliger Reform der 
HOAI im Jahr 2013 ebenfalls un-
verändert.

neUeR VeRBRAUCheRSChUtZ
 Der Architekt bzw. Ingenieur, 
der zukünftig Verträge mit einem 
Verbraucher schließt, muss die-
sen spätestens mit der Abgabe 
seines Angebots in Textform  
darauf hinweisen, dass ein hö- 
heres oder niedrigeres Honorar 
als die in den Honorartafeln der 
HOAI enthaltenen Werte verein-
bart werden kann.

FORmeRLeIChteRUnG:  
teXtFORm GenüGt
 Die bislang in der HOAI vor-
geschriebene Schriftform wurde 
durch die leichter zu wahrende 
Textform ersetzt (z. B. beim  
Umbau- und Modernisierungszu-
schlag nach § 6 Abs. 2 S. 2 HOAI 
2013). Das heißt konkret, dass für 
den formwirksamen Abschluss ei-
ner Vereinbarung beispielsweise 
auch eine Einigung per E-Mail  
genügt. Eine handschriftliche Un-
terzeichnung beider Vertragspart-
ner auf einem Vertragsdokument 
ist daher hiernach nicht mehr  
erforderlich.

UnWIDeRLeGLIChe  
VeRmUtUnG DeR mInDeSt-
SAtZVeReInBARUnG  
GeStRIChen
 Die unwiderlegliche Vermu-
tung der Mindestsatzvereinba-
rung bei fehlender schriftlicher 
Vereinbarung zum Zeitpunkt der 
Auftragserteilung (§ 7 Abs. 5 HOAI 
2013) wird gestrichen. Nunmehr 

02 HOAI (2021) auf der 
„Zielgeraden“ – was gibt es Neues?   



5

BeAtRICe SCheICh
b.scheich@melchers-law.com
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des Insolvenzrechts, einschließlich der 
Insolvenzverwaltung, tätig und berät 
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rechts und des Gesellschaftsrechts.  
Sie verfügt über langjährige Erfahrung 
bei der Beratung mittelständischer  
Unternehmen.

ml InSOLVenZReCht

 Bekanntlich ist die Rückzah-
lung eines Gesellschafterdarle-
hens, das im Insolvenzverfahren 
als nachrangig hinter den Forde-
rungen der Insolvenzgläubiger 
berücksichtigt wird (§ 39 Abs. 1 
Nr. 5 InsO), im letzten Jahr vor 
dem Insolvenzantrag oder da-
nach nach Maßgabe des § 135 
Abs. 1 Nr. 2 InsO ohne Weiteres 
anfechtbar. 

 Der BGH hatte nun in einer 
diesjährigen Entscheidung (Urteil 
vom 27.02.2020, Az.: IX ZR 337/18) 
die Frage zu klären, ob auch die 
Rückzahlung eines Darlehens an 
einen außenstehenden Dritten, 
das dieser dem Gesellschafter  
für ein Darlehen an dessen GmbH 
gewährt hatte, nach § 135 InsO 
anfechtbar ist.

SAChVeRhALt
 Der Beklagte gewährte im Jah-
re 2012 einem Ehepaar ein Darle-
hen in Höhe von EUR 1.000.000,00. 
Der Darlehensbetrag wurde ver-
einbarungsgemäß der GmbH des 
Ehemannes, der zugleich Allein-
gesellschafter war, zur Beseitigung 
einer Liquiditätslücke unmittel-
bar vom Beklagten zur Verfügung 
gestellt. Die GmbH zahlte im glei-
chen Jahr das Darlehen in zwei 
Raten an den Beklagten zurück. 
Im darauffolgenden Jahr wurde 
ein Insolvenzverfahren über das 
Vermögen der GmbH eröffnet,  
der Insolvenzverwalter focht die 
Rückzahlung der letzten Darle-
hensrate an den Beklagten, die 
binnen Jahresfrist erfolgt war, an 
und klagte auf Rückzahlung. Ge-
gen die stattgebenden Urteile der 
Vorinstanzen legte der Beklagte 
Revision ein.

Selbst wenn der Beklagte also 
das Darlehen von vornherein der 
Schuldnerin gewährt hätte, wäre 
die Rückzahlung binnen Jahres-
frist mangels Gesellschafterstel-
lung des Beklagten nicht nach  
§ 135 InsO anfechtbar gewesen.

 Letztlich sei die Rückzahlung 
aber auch nicht als unentgeltliche 
Leistung nach § 134 InsO anfecht-
bar. Der Rechtsgrund der Zahlung 
der Schuldnerin an den Beklag-
ten liege in der Erfüllung der eige-
nen Zahlungspflicht gegenüber 
den Eheleuten. Infolge der Zah-
lung der Schuldnerin an den  
Beklagten habe dieser seine For-
derung auf Rückzahlung gegen 
die Eheleute verloren. 

FAZIt
	 Für	Dritte,	die	Gesellschaftern	
Mittel	 zur	 Verfügung	 stellen		
wollen,	die	diese	wiederum	ihrer	
Gesellschaft	zuwenden,	bringt	die	
Entscheidung	 Rechtssicherheit.	
Dringend	abzuraten	ist	dem	Drit-
ten	 aber,	 sich	 Forderungen	 aus	
dem	 Darlehensverhältnis	 zwi-
schen	 Gesellschafter	 und	 Gesell-
schaft	 abtreten	 zu	 lassen.	 Denn	
im	Falle	einer	späteren	Insolvenz	
kann	der	Verwalter	dann	die	Be-
friedigung	sowohl	gegenüber	dem	
Dritten	als	auch	gegenüber	dem	
Gesellschafter	 anfechten,	 beide	
haften	 im	 Hinblick	 auf	 die	 an-
fechtbare	 Leistung	 als	 Gesamt-
schuldner.																																																	n

entSCheIDUnG
 Der BGH wies die Klage des 
Insolvenzverwalters ab. Zur Be-
gründung führt das Gericht aus, 
eine Rechtshandlung sei nach  
§ 135 Abs. 1 Nr. 2 InsO anfechtbar, 
soweit durch sie die Forderung  
eines Gesellschafters auf Rückge-
währ eines nach der Insolvenz-
ordnung nachrangigen Darlehens 
binnen Jahresfrist vor dem Insol-
venzantrag oder danach befrie-
digt worden sei. Eine Anfechtung 
nach § 135 InsO scheide hingegen 
aus, wenn das Darlehen mangels 
Gesellschafterstellung des Darle-
hensgebers, also hier des Beklag-
ten, nicht als nachrangiges Dar-
lehen im Sinne des § 39 Abs. 1 
Nr. 5 InsO zu qualifizieren sei. 
Finanzierungshilfen Dritter seien 
nur mit der Ausnahme, dass sie 
der Darlehensgewährung durch 
einen Gesellschafter wirtschaftlich 
entsprechen, als nachrangig ge-
mäß InsO zu bewerten. Dies gelte 
insbesondere bei Darlehen ver-
bundener Unternehmen, wenn 
beispielsweise der Dritte an einer 
Gesellschafterin der Schuldnerin 
beteiligt sei. Das sei vorliegend  
offenkundig nicht der Fall, denn 
abgesehen von dem Darlehens-
vertrag zwischen dem Beklagten 
und den Eheleuten bestehe keine 
rechtliche Verbindung des Be-
klagten zu der Schuldnerin als 
Darlehensnehmerin und den Ehe-
leuten als Darlehensgeber. 

 Die Gestaltung beinhalte nach 
Auffassung des BGH auch keine 
Umgehung der Anfechtungsmög-
lichkeit nach § 135 InsO, denn der 
Beklagte war nicht Gesellschafter 
der Schuldnerin, so dass es ihm 
völlig freistand, ob er den Ehe-
leuten oder der Schuldnerin un-
mittelbar das Darlehen gewährte. 

03 Keine Anfechtung einer 
Darlehensrückzahlung an einen 
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ml mIetReCht

 Der nach Härtefall-Wider-
spruch des Mieters gegen eine or-
dentliche Kündigung bestehende 
Anspruch auf Fortsetzung des 
Mietverhältnisses ist nach dem 
Gesetz ausgeschlossen, wenn ein 
Grund vorliegt, der den Vermieter 
zur einer außerordentlichen Kün-
digung berechtigt (§ 574 Abs. 1 
Satz 2 BGB). Dabei ist es nicht er-
forderlich, dass der Vermieter die 
fristlose Kündigung erklärt hat; 
das Vorliegen eines Grundes für 
die außerordentliche Kündigung 
bei Zugang der ordentlichen Kün-
digung reicht insoweit aus. Eine 
fristgemäße Schonfristzahlung än- 
dert daran nach einem neuen  
Urteil des BGH vom 01.07.2020 
(Az.: VII ZR 323/18) nichts. 

SAChVeRhALt
 Die Parteien streiten über  
eine Wohnungsräumung. Die be-
klagte Mieterin ist nach dem Tod 
ihres Mannes im Jahre 2004 in 
das Mietverhältnis eingetreten. 
Nach einem Mietzinsrückstand in 
der Summe von mehr als zwei 
Monatsmieten kündigte der Ver-
mieter 2016 das Mietverhältnis 
außerordentlich fristlos, hilfs- 
weise ordentlich zum nächsten 
Termin. Die Rückstände wurden 
von der Sozialbehörde vollum-
fänglich ausgeglichen, weshalb die 

sacheninstanz, die die Härtefall-
abwägung vornehme, vorliege. 
Schon das Bestehen des Grundes 
für die fristlose Kündigung zur 
Zeit der ordentlichen Kündigung 
beinhalte eine schwere Vertrags-
störung, die eine Anwendung der 
Härtefallregelung und in der Fol-
ge ein Fortbestehen des Miet- 
verhältnisses ausschließe. Auch 
bestehe entgegen der Auffassung 
der Revisionsinstanz kein Grund 
zu der Annahme, dass das Wider-
spruchsrecht der Mieterin infolge 
der Schonfristzahlung „neu ent-
stehe“ oder „wiederauflebe“. Dies 
ergebe sich nicht aus dem Gesetz 
und sei auch nicht im Wege der 
Auslegung zu ermitteln, da der 
Anspruch auf Fortsetzung des 
Mietverhältnisses nach dem Wort-
laut gerade ausgeschlossen sei, 
wenn es seitens des Mieters zu 
gravierenden Vertragsstörungen 
komme. Die ordentliche Kün- 
digung sei deshalb wirksam. 

FAZIt
	 Der	BGH	setzt	seine	ständige	
Rechtsprechung	 fort	 und	 führt	
nochmals	 aus,	 dass	 eine	 Schon-
fristzahlung	 lediglich	dazu	 führt,	
dass	 die	 außerordentliche	 Kün-
digung	unwirksam	wird,	die	hilfs-
weise	 erklärte	 ordentliche	 Kün-
digung	 aber	 davon	 unberührt	
bleibt.	Damit	wird	die	Bedeutung	
der	 ordentlichen	 Kündigung	 ne-
ben	der	fristlosen	Kündigung	bei	
Zahlungsverzug	 nochmals	 ver-
stärkt.	 Gleichzeitig	 stellt	 das		
Gericht	 klar,	 dass	 es	 bei	 einer		
ordentlichen	 Kündigung	 nicht		
zusätzlich	 noch	 einer	 fristlosen	
Kündigung	 bedarf,	 selbst	 wenn	
diese	 begründet	 wäre.	 Denn	 al-
lein	das	Bestehen	des	Rechts	zur	
fristlosen	Kündigung	bei	Zugang	
der	 ordentlichen	 Kündigung	 soll	
insoweit	genügen.	In	Zukunft	wird	
es	 deshalb	 entscheidend	 darauf	
ankommen,	 ob	 in	 ähnlich	 gela-
gerten	 Fällen	 die	 Gründe	 für	 ei-	
ne	fristlose	Kündigung	vorliegen,	
will	man	sich	nicht	als	Vermieter	
dem	 Härtefalleinwand	 ausset-
zen.	Dies	sollte	sorgfältig	geprüft	
werden.																																																			n

Mieterin eine Fortsetzung des 
Mietverhältnisses verlangte. Sie 
berief sich angesichts der langen 
Mietdauer, der Verwurzelung, des 
fehlenden Ersatzwohnraums so-
wie wegen Entwicklungsauffällig-
keiten der Kinder auf das Vor- 
liegen einer unzumutbaren Härte 
im Falle der Beendigung des  
Mietverhältnisses. Das Amtsgericht 
gab der Vermieterklage statt, das 
Landgericht wies die Klage ab. 
Dagegen legte der Vermieter Re-
vision zum BGH ein. 

entSCheIDUnG
 Der BGH entschied zugunsten 
des Vermieters. Die Mieterin sei 
nach Ansicht des BGH mit dem 
Härteeinwand ausgeschlossen, da 
unstreitig im Zeitpunkt der Kün-
digung ein Zahlungsrückstand in 
der Summe von mehr als zwei 
Monatsmieten bestand und da-
mit ein Grund zur fristlosen Kün-
digung vorlag. Eine Berufung auf 
die Härtegründe sei stets ausge-
schlossen, wenn eine außeror-
dentliche Kündigung begründet 
sei. Auch eine spätere Beglei-
chung der Rückstände durch den 
Sozialhilfeträger innerhalb der 
Frist des § 569 Abs. 3 Nr. 2 BGB 
(sog. Schonfristzahlung) ändere 
daran nichts, da diese lediglich 
die Gestaltungswirkung und da-
mit die Wirksamkeit der fristlosen 
Kündigung beseitige, nicht aber 
den im Zeitpunkt der Kündigung 
bestehenden Grund für die au-
ßerordentliche Kündigung. 

 Zur Begründung verweist der 
BGH auf die Voraussetzungen  
der gesetzlichen Härtefallregel, die 
nicht zwingend vorsehe, dass der 
Grund für die fristlose Kündigung 
noch zur Zeit der letzten münd- 
lichen Verhandlung in der Tat- 

04 Schonfristzahlung auf 
Mietschulden hindert ordentliche 
Kündigung nicht
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Bezug auf das Arbeitsverhältnis 
zu treffen.

	 Dieses Vorgehen verstoße  
gegen mehrere in Art. 5 DS-GVO  
niedergelegte Grundprinzipien des 
Datenschutzes wie die Pflicht zu 
einer transparenten Verarbeitung, 
die Zweckbindung der Datener-
hebung und den Grundsatz der 
Datenminimierung. Zudem habe 
die Center-Leitung durch die Ver-
arbeitung von Krankheitssympto-
men und Diagnosen sowie reli- 
giösen Bekenntnissen sogenann-
te besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten verarbeitet, 
die als besonders schützenswert 
gelten und die somit nur unter 
engen Voraussetzungen verarbei-
tet werden dürfen, die jedoch 
nicht vorgelegen haben.

	 Laut Pressemitteilung habe 
sich die Unternehmensleitung 
ausdrücklich bei den Betroffenen 
entschuldigt, die Zahlung eines 
Schadenersatzes in beachtlicher 

ml AKTUELL Höhe zugesichert und ein neues 
Datenschutzkonzept eingeführt. 
Trotz ausdrücklicher Hervorhe-
bung der Bemühung erließ die 
Hamburger Aufsichtsbehörde das 
Bußgeld dennoch in genannter 
Höhe, um insbesondere auch an-
dere Unternehmen „abzuschre-
cken“.

	 Datenschutzverstöße im Be-
schäftigungskontext können mit-
hin gravierende Folgen haben. 
Neben der Höhe des Bußgeldes, 
welches nach den Vorgaben der 
Art. 83 Abs. 1 DS-GVO abschre-
ckend sein soll, stellt auch die  
namentliche Nennung des be-
troffenen Unternehmens und der 
daraus resultierende Imagever-
lust eine zusätzliche „Strafe“ dar. 
Außerdem stehen den betroffe-
nen Beschäftigten bei Verstößen 
Schadensersatzansprüche gegen 
ihren Arbeitgeber zu.                       n

durch die Center-Leitung syste-
matisch überwacht worden. So 
seien in Gesprächen mit den Be-
schäftigten Krankheitsabwesen-
heiten, Krankheitssymptome und 
Diagnosen erfasst worden, Vorge-
setzte hätten teilweise über Ein-
zel- und Flurgespräche ein breites 
Wissen über das Privatleben ihrer 
Beschäftigten gesammelt, mitun-
ter auch über familiäre Probleme 
sowie religiöse Bekenntnisse.  
Diese Daten seien digital gespei-
chert, mit anderen Führungs- 
kräften geteilt und dazu genutzt 
worden, die individuelle Arbeits-
leistung auszuwerten und an-
hand einer Profilbildung Maß-
nahmen und Entscheidungen in 

	 Nachdem der Deutsche Woh-
nen SE im November 2019 als  
erstes deutsches Unternehmen 
eine zweistellige Millionenstrafe 
aufgrund von Datenschutzver-
stößen auferlegt worden ist, er-
ging Anfang Oktober 2020 gegen-
über H&M eine mehr als doppelt 
so hohe Strafe in Höhe von  
35,3 Millionen EUR.

	 Zum Redaktionsschluss liegt 
nur die Pressemitteilung des für 
das Verfahren zuständigen Ham-
burgischen Beauftragten für Da-
tenschutz und Informationsfrei-
heit vor. Nach dieser seien in  
einem Servicecenter von H&M 
mehrere hundert Beschäftigte 

35,3 Millionen EUR Bußgeld wegen 
Datenschutzverstößen im Service-
center von H&M

einer klaren Handlungsempfeh-
lung zu verzichten.

Wie verbringen Sie Ihre Freizeit 
am liebsten?
Bei einer Wanderung (am liebsten 
in den Bergen) oder auf dem  
Tennisplatz sowie mit Freunden 
und Familie. 

Wohin soll Ihre nächste Reise 
gehen?
Voraussichtlich nach Usedom. 
Die nächsten großen Reisepläne 
schmiede ich, wenn die aktuelle 
Situation dies wieder zulässt.

Was möchten Sie unbedingt 
einmal im Leben tun?
Die Panda-Aufzuchtstation bei 
Chengdu (China) besuchen und 
eine Nacht im Eishotel ver- 
bringen.                                                    n

	 Katharina Bode ist seit  
Oktober 2018 als Rechtsanwäl-
tin bei MELCHERS tätig.

	 Der Schwerpunkt ihrer Tätig-
keit liegt auf dem Gebiet des  
Arbeitsrechts.

Was ist Ihr Lebensmotto bzw. 
Lieblingszitat?
Wir sind nicht nur verantwortlich 
für das, was wir tun, sondern auch 
für das, was wir nicht tun. 

Was reizt Sie am Arbeitsrecht? 
Das Arbeitsrecht ist stark von  
der Rechtsprechung geprägt. Da-
durch entwickelt es sich stetig  
fort und bleibt immer spannend. 
Außerdem ist das Arbeitsrecht 
sehr vielseitig und hat einen ho-
hen Praxisbezug. Es reizt mich 
nicht zuletzt auch deshalb, weil 
es auf die ein oder andere Weise 
jeden Menschen betrifft.

Was ist für ein gutes Verhältnis 
zum Mandanten wichtig?
Das Wichtigste ist zu verstehen, 
um was es dem Mandanten tat-
sächlich geht, wenn er Rechtsrat 
benötigt. Gerade im Arbeitsrecht 
ist dann das Auffinden einer 
rechtlich möglichen und zugleich 
praktikablen Lösung für ein gutes 
Verhältnis zum Mandanten we-
sentlich. Dabei ist es von Vorteil, 
auf ausschweifende rechtstheo-
retische Ausführungen zugunsten 

ml Persönlich

Katharina Bode 
MELCHERS Heidelberg
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ml VeRSICheRUnGSReCht

 Die Corona-Pandemie war und 
ist für viele Unternehmer eine 
existenzbedrohende Situation. Im 
März dieses Jahres mussten viele 
Betriebe aufgrund behördlicher 
Anordnung schließen. Für viele 
Unternehmer stellt sich die Frage, 
ob ihr Versicherer aufgrund der 
Betriebsschließung zur Leistung 
verpflichtet ist.

entSCheIDenD ISt  
DIe VeRSICheRUnGSARt
 In diesem Kontext sind ins-
besondere zwei Versicherungs-
arten zu betrachten – die Be-
triebsunterbrechungsversiche-
rung (BUV) und die Betriebsschlie-
ßungsversicherung (BSV). Die BUV 
ersetzt Umsatzeinbußen, die da-
durch entstehen, dass ein Sach-
schaden (z. B. eine beschädigte 
Produktionsanlage) eine Betriebs-
unterbrechung verursacht hat.  
Eine BSV hingegen bietet Ver- 
sicherungsschutz bei behördli-
chen Schließungsanordnungen, sei 
es als Allgemeinverfügung (z. B. 
Schließung aller Betriebe einer 
Branche oder in einem Gebiet) 
oder als Einzelverfügung (z. B. 
Schließung eines einzelnen Be-
triebs wegen Krankheitsfalls).

 Eine BUV deckt Corona-be-
dingte Einbußen in Ermangelung 
eines erforderlichen Sachscha-
dens regelmäßig nicht ab. Bei  
Corona-bedingten Betriebsschlie-
ßungen kann das Defizit jedoch 
durch eine BSV gedeckt sein. 

 Mit dieser Problematik hat 
sich nunmehr das Landgericht 
München I (LG München) in einer 
Entscheidung vom 01.10.2020 
(Az.: 12 O 5895/20) auseinander-
gesetzt. Der Klage eines Gast-
wirts gegen seinen Versicherer auf 

lediglich teilweise Öffnung des 
Betriebes im fraglichen Zeitraum 
schließe zumindest für diesen 
Zeitraum den Anspruch aus. 

 Dies hatte das LG München 
bereits in einer Entscheidung 
vom 17.09.2020 (Az.: 12 O 7208/20) 
hervorgehoben. Die Klage einer 
Kindertagesstätte wurde danach 
abgewiesen, da diese während 
der Schließungsanordnung noch 
eine Notbetreuung für Kinder  
angeboten hatte. Hierdurch lag 
nach Auffassung des Gerichts  
keine vertraglich geforderte „voll-
ständige Schließung“ vor.

UneInIGKeIt In DeR 
ReChtSPReChUnG
 Das OLG Hamm hatte zuvor 
im Juli 2020 den Anspruch einer 
Gastwirtin gegen ihren Versiche-
rer zurückgewiesen, da der Ver- 
sicherungsvertrag „ nur die im 
Folgenden aufgeführten“ Krank-
heiten und Krankheitserreger 
mitumfasste (Az.: 20 W 21/20). 
Hierbei sei dem Versicherungs-
nehmer im ausreichenden Maß 
der Umfang des Versicherungs-
schutzes erkennbar gewesen.

FAZIt
	 Die	 Entscheidung	 des	 LG	
München	 ist	 zu	 begrüßen	 und	
stellt	 einen	 Paukenschlag	 für		
das	Versicherungswesen	dar.	Die	
Rechte	der	Versicherungsnehmer	
werden	 deutlich	 gestärkt.	 Das		
Urteil	 war	 im	 Zeitpunkt	 des		
Redaktionsschlusses	 	allerdings	
noch	 nicht	 rechtskräftig	 und	 ein	
Rechtsmittel	 des	 Versicherers	 ist	
überaus	wahrscheinlich.	Verschie-
dene	Gerichte	haben	sich	bereits	
mit	 diesem	 Themenkomplex	 be-
fasst	 und	 kamen	 zum	 Teil	 durch	
kleine	 Abweichungen	 in	 den	
Sachverhalten,	aber	 insbesondere	
durch	 unterschiedliche	 Rechts-
auffassungen	zu	unterschiedlichen	
Ergebnissen.	 Es	 bleibt	 abzuwar-
ten,	wie	 eine	 höhere	 Instanz	 ge-
gebenenfalls	den	Sachverhalt	und	
die	Rechtslage	bewerten	wird.			n

Zahlung nach einer Corona-be-
dingten Betriebsschließungsan-
ordnung hat das Gericht weitest-
gehend stattgegeben.

COVID-19 ALS meLDePFLICh-
tIGeR KRAnKheItSeRReGeR
 Der Versicherer sei nach Auf-
fassung des Gerichts zur Leistung 
verpflichtet, sofern der Versiche-
rungsvertrag COVID-19 als mel-
depflichtigen Krankheitserreger 
mitumfasse. Die meisten Versi-
cherungsverträge verweisen auf 
das Infektionsschutzgesetz, zäh-
len allerdings im Anschluss – nach 
Auffassung der Versicherer – ab-
schließend die mitumfassten 
Krankheiten und Krankheitserre-
ger auf. COVID-19 ist regelmäßig, 
nicht zuletzt aufgrund der Aktua-
lität, nicht mitaufgezählt. Das 
LG München hat nun festgestellt, 
dass diese einschränkende Auf-
zählung im Versicherungsvertrag 
unwirksam sei. Nach Auffassung 
des Gerichts sei eine Vertrags-
klausel intransparent, wenn die 
Tragweite der Klausel nur im Ver-
gleich mit der gesetzlichen Vor-
schrift erkennbar sei. Demnach 
bestehe  Versicherungsschutz  
hinsichtlich sämtlicher nach  
dem Infektionsschutzgesetz mel-
depflichtiger Krankheiten und 
Krankheitserreger einschließlich 
COVID-19.

WeIteRe FeStSteLLUnGen 
In DeR entSCheIDUnG
 Erfreulicherweise führte das 
LG München darüber hinaus aus, 
dass Kurzarbeitergeld und staat-
liche  Corona-Liquiditätshilfen 
nicht anspruchsmindernd zu be-
rücksichtigen seien; es betonte 
jedoch deutlich das Erfordernis 
einer vollständigen Schließung 
des Betriebes. Eine weitere, auch 

05 COVID-19: Anspruch gegen den 
Versicherer bei Betriebsschließungs-
anordnung

LennARt hOFFmAnn
l.hoffmann@melchers-law.com 

berät schwerpunktmäßig Mandanten 
im In- und Ausland bei der Gestaltung 
von Verträgen sowie in allen Fragen 
des Handels- und Gesellschaftsrechts.
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ml WOhnUnGSeIGentUmSReCht

 Der Bundestag beschloss am 
17.09.2020 den Entwurf des  
Wohnungseigentumsmoderni-
sierungsgesetzes (WEMoG), den 
der Bundesrat am 09.10.2020 ge-
billigt hat. Die Reform soll zum 
01.12.2020 in Kraft treten. Zu den 
Eckpunkten im Einzelnen:

entscheidungs- und 
Vertretungsbefugnisse des 
Verwalters
 Die Entscheidungs- und Ver-
tretungsbefugnisse des Verwal-
ters werden erweitert, allerdings 
in geringerem Umfang als zu-
nächst vorgesehen. So kann der 
Verwalter künftig in eigener Ver-
antwortung und ohne Beschluss-
fassung über solche Maßnahmen 
entscheiden, die von untergeord-
neter Bedeutung sind und nicht 
zu erheblichen Verpflichtungen 
führen. Maßstab für die Bedeu-
tung einer Maßnahme und die  
Erheblichkeit der korrespondie-
renden Verpflichtungen ist die 
Größe der Anlage. Je nach Einzel-
fall können das sowohl kleinere 
Reparaturen als auch der Ab-
schluss von Versorgungs- und 
Dienstleistungsverträgen in be-
schränktem Umfang oder die ge-
richtliche Durchsetzung von Haus-
geldforderungen sein. Die Woh-
nungseigentümer können zudem 
weitere Maßnahmen definieren 
(z. B. durch Wertgrenzen oder Maß-
nahmenkataloge), deren Erledi-
gung sie in die alleinige Ver- 
antwortung des Verwalters legen 
wollen. 

 Auch die Organisation der 
Verwaltung wird vereinfacht, wäh-
rend der Verwaltungsbeirat als 
Kontrollorgan gegenüber dem 
Verwalter gestärkt wird. Die Quali-
tät der Verwaltung soll außerdem 
dadurch erhöht werden, dass die 
Verwaltung einem zertifizierten 
Verwalter übertragen werden kann, 

 Ein Einberufungsverlangen 
können  Wohnungseigentümer 
künftig auch in Textform, z. B. per 
E-Mail, stellen. Auch wird es für 
Wohnungseigentümer einfacher, 
selbst eine Eigentümerversamm-
lung einzuberufen, soweit eine Ein-
berufung durch den Verwalter 
oder den Beiratsvorsitzenden nicht 
möglich ist.

 Umlaufbeschlüsse bedürfen in 
Zukunft nur noch der Textform, 
um die Möglichkeit zu schaffen, 
auch elektronische Kommunika-
tionsmittel wie E-Mail, Internet-
plattformen oder Apps für die  
Beschlussfassung zu nutzen. Die 
Wohnungseigentümer können hin-
sichtlich konkreter Beschlussge-
genstände beschließen, hierüber 
im Umlaufverfahren mit Stimmen-
mehrheit zu entscheiden, z. B. wenn 
eine Beschlussfassung in einer Ei-
gentümerversammlung mangels 
hinreichender Informationen nicht 
möglich ist. 

 Schließlich muss das Proto-
koll der Eigentümerversammlung 
zukünftig unverzüglich nach deren 
Beendigung erstellt werden.

FAZIt
	 Der	ursprüngliche	Entwurf	der	
geplanten	Reform	wurde	punktu-
ell	 überarbeitet.	 So	 wurden	 ins-
besondere	 die	 geplanten	 Befug-
nisse	 des	 Verwalters	 entschärft	
und	damit	die	Rechte	der	Eigen-
tümer	 gewahrt.	 Der	 Verwalter	
bleibt	 zwar	 ausführendes	Organ	
der	WEG,	kann	aber	in	einem	von	
den	Eigentümern	bestimmten	Rah-
men	 auch	 selbständig	 entschei-
den.	Mit	dieser	Maßnahme	wurde	
insbesondere	 der	 Kritik	 der	 pri-
vaten	 Eigentümer	 an	 dem	 ur-
sprünglichen	 Entwurf	 Rechnung	
getragen.	Gleichzeitig	werden	die	
Versammlung	der	Eigentümer	so-
wie	die	Beschlussfassung	verein-
facht	und	modernisiert,	wodurch	
eine	deutlich	effizientere	Abwick-
lung	 erwartet	 wird.	 Insgesamt	
wird	 das	 doch	 etwas	 verstaubt	
anmutende	 WEG	 an	 die	 Bedürf-
nisse	der	Zukunft	angepasst.      n

der seine Sachkunde in einer Prü-
fung vor der Industrie- und Han-
delskammer nachgewiesen hat. 

mÖGLIChKeIt ZUm eInBAU 
eIneR LADemÖGLIChKeIt FüR 
eLeKtROFAhRZeUGe
 Jeder Wohnungseigentümer 
hat künftig einen Anspruch dar-
auf, auf eigene Kosten den Ein-
bau einer Lademöglichkeit für ein 
Elektrofahrzeug, den barriere- 
freien Aus- und Umbau sowie 
Maßnahmen des Einbruchsschut-
zes und zum Glasfaseranschluss 
vorzunehmen.

WenIGeR hInDeRnISSe BeI 
BAULIChen VeRänDeRUnGen
 Auch die Beschlussfassung 
über bauliche Veränderungen der 
Wohnanlage wird vereinfacht. 
Dies gilt insbesondere für Maß-
nahmen, die zu nachhaltigen Kos-
teneinsparungen und einer ener-
getischen Sanierung führen oder 
die Wohnanlage in einen zeit- 
gemäßen Zustand versetzen. 

eIGentümeRVeRSAmmLUnG 
UnD BeSChLUSSFASSUnG 
WeRDen VeReInFACht
 Die Online-Teilnahme an Ver-
sammlungen kann außerdem in 
Zukunft gestattet werden, wes-
halb auch eine elektronische 
Beschlusssammlung den Anfor-
derungen des Gesetzes genügen 
wird. Eine Eigentümerversamm-
lung ist außerdem in Zukunft  
unabhängig von der Zahl der  
anwesenden oder vertretenen  
Eigentümer beziehungsweise Mit-
eigentumsanteile beschlussfähig, 
was Aufwand und Kosten für  
Wiederholungsversammlungen 
vermeiden soll.

 Die Einberufungsfrist für 
Eigentümerversammlungen wird 
zudem von zwei auf drei Wochen 
verlängert.

06 Update WEG-Reform 

BeAtRICe SCheICh
b.scheich@melchers-law.com

ist hauptsächlich auf den Gebieten  
des Insolvenzrechts, einschließlich der 
Insolvenzverwaltung, tätig und berät 
darüber hinaus in damit zusammen-
hängenden Rechtsfragen anderer 
Rechtsgebiete, insbesondere des Miet-
rechts und des Gesellschaftsrechts.  
Sie verfügt über langjährige Erfahrung 
bei der Beratung mittelständischer  
Unternehmen.



10

ml PRAXISRePORt

 MELCHERS hat nach mehr  
als einem Jahr die am Land- 
gericht Essen für eine Sportagen-
tur (Vermittler) erhobene Klage 
(Az.: 12 O 339/19) wegen aus- 
stehender Vermittlungsprovisio-
nen des Fußballbundesligisten  
FC Schalke 04 (Schalke) zu einem 
erfolgreichen Abschluss gebracht. 

SAChVeRhALt
 Im Kern stritten sich die Par-
teien um die Wirksamkeit einer 
zwischen Schalke und dem Ver-
mittler geschlossenen Vermitt-
lungsvereinbarung. Schalke hatte 
im Jahr 2017 die Sportagen- 
tur eines Bundesligatrainers da-
mit beauftragt, den Trainer in ein 
Arbeitsverhältnis zu vermitteln. 
Bei der Vermittlungsvereinbarung 
handelt es sich aus rechtlicher 
Sicht um einen Maklervertrag 
nach § 652 Abs. 1 BGB. Schalke 
verpflichtete sich für den Fall  
der erfolgreichen Vermittlung des 
Trainers zur Zahlung der Vermitt-
lungsprovision. 

 Der streitgegenständliche Ver-
mittlungsvertrag wurde von 
Schalke einseitig vorformuliert und 
gegenüber dem Vermittler mit 
dem Inhalt gestellt, wonach das 
Risiko der Provisionszahlungs-
pflicht während der Vertrags- 
laufzeit auf den Vermittler abge-

telten Arbeitsvertrag“ vorsieht. 
Der Vermittler habe für den neuen 
Arbeitsvertrag keine zurechen-
bare Maklerleistung erbracht. 

VORLäUFIGe ReChtS- 
AUFFASSUnG DeR KAmmeR
 Die Kammer ist der Auffas-
sung von Schalke nicht ge- 
folgt, sondern hat sich mit einer  
ausführlichen Begründung in 
Gänze der Argumentation von 
MELCHERS angeschlossen, wo-
nach die streitgegenständliche 
Provisionsabrede von Schalke 
AGB-widrig sei. Die dort enthal- 
tenen provisionsschädlichen Tat-
bestände für den Fall einer vorzei-
tigen Auflösung, Beendigung und 
Änderung des vermittelten Ar-
beitsvertrags sowie im Falle der 
Freistellung des Trainers seien zu 
weitreichend und würden den 
Vermittler unter Verstoß gegen 
Treu und Glauben unangemessen 
benachteiligen. Die Klausel kön-
ne auch nicht geltungserhaltend 
reduziert werden. Selbst wenn 
das AGB-Recht nicht zur Anwen-
dung käme, gehe der Vermitt-
lungserfolg des ursprünglichen 
Vermittlers zumindest in der Ver-
tragslaufzeit des tatsächlich von 
ihm vermittelten Arbeitsvertrags 
nicht unter. Die Parteien haben 
das Verfahren letztlich vergleichs-
weise beendet.

FAZIt
	 Schalke	 wird	 nach	 diesem	
Verfahren	gezwungen	sein,	sämt-
liche	 Vermittlerverträge	 neu	 zu	
gestalten.	 Von	 grundsätzlicher	
Bedeutung	 ist,	 dass	 ähnliche		
Provisionsabreden	bei	vielen	Pro-
ficlubs	zur	Anwendung	kommen.	
Es	besteht	durchaus	die	Möglich-
keit,	einen	Vermittlervertrag	vor-
formuliert	unter	der	Berücksichti-
gung	der	Belange	des	Profisports	
zu	 gestalten.	 Die	 Verwender	 sol-
cher	 Bestimmungen	 müssen	 ihr	
besonderes	Augenmerk	aber	auf	
die	Gestaltung	transparenter	und	
hinreichend	bestimmter	Abreden	
unter	 der	 Berücksichtigung	 der	
legitimen	 Interessen	 beider	 Ver-
tragsparteien	legen.																									n

wälzt wurde. Konkret wurde gere-
gelt, dass Schalke im Falle ei- 
ner vorzeitigen Auflösung, Beendi-
gung bzw. Änderung des vermit-
telten Arbeitsvertrags und im Falle 
der Freistellung des Trainers von 
der weiteren Provisionspflicht ge-
genüber dem Vermittler frei wird. 
Der Vorteil dieser Vertragsgestal-
tung war, dass Schalke nur solan-
ge die Provision an den Vermittler 
zu zahlen hatte, wie der Club von 
dem vermittelten Arbeitsvertrag 
sportlich profitierte. Der Vermitt-
ler wiederum trug das Risiko des 
Verlustes der künftigen Provisio-
nen insbesondere dann, wenn der 
Trainer den gewünschten sport- 
lichen Erfolg nicht erzielen oder 
dieser den Club vorzeitig verlas-
sen sollte. 

 Nach Unterzeichnung dieses 
Vermittlungsvertrags vermittelte 
die Agentur den Trainer mit vier 
Jahren Laufzeit an Schalke. Nun 
kam es, wie es kommen musste. 
Der Trainer hat sich nach dem 
ersten Vertragsjahr unter Ein-
schaltung seines neuen sport-
lichen Beraters mit Schalke zur 
Auflösung seines bisherigen und 
zum Abschluss eines neuen, bes-
ser dotierten befristeten Vierjah-
resarbeitsvertrags geeinigt. Ge-
genüber dem Vermittler hat sich 
Schalke darauf berufen, dass der 
tatsächlich vermittelte Arbeits- 
vertrag keinen weiteren Bestand 
habe, weil sein tatsächlich ver-
mittelter Arbeitsvertrag beendet 
worden sei, womit die provisions-
schädliche Abrede einer Beendi-
gung des vermittelten Arbeitsver-
trags tatbestandlich greife. Diese 
Argumentation sei vom Wort-
laut des Vermittlungsvertrags ge-
deckt, der eine Provisionspflicht 
nur für den „ tatsächlich vermit-

07 AGB-widrige Gestaltung 
von Spielervermittlerverträgen im 
Profifußball

verfügt aufgrund langjähriger Erfah-
rung über eine ausgezeichnete Exper-
tise im Recht des professionalisierten 
Sports. 

CAn YURtSeVen
c.yurtseven@melchers-law.com
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	 Seit fast 17 Jahren ist  
MELCHERS exklusives deutsches 
Mitglied des internationalen Kanz-
leinetzwerks Ally Law. Für die 
Pflege die Beziehungen zu Ally 
Law und den Partnerkanzleien 
sind bei MELCHERS stets einzelne 
Anwälte speziell verantwortlich. 
Es war und ist uns dabei wichtig, 
dass regelmäßig junge Associates 
an die Netzwerkarbeit herange-
führt werden, um die Zusammen-
arbeit auch für die Zukunft zu  
sichern. Daher haben wir uns sehr 
gefreut, als Ally Law im Juni 2020 
das „Young Leaders Development 
Program“ gestartet hat. MELCHERS 
hat Dr. Sebastian Petrack aus 
dem Frankfurter Büro zu diesem 
Programm angemeldet.

	 23 Anwälte aus 22 Ally Law-
Mitgliedskanzleien aus Asien,  
Europa sowie Nord- und Süd-
amerika erhielten von Juli bis  
Oktober ein spezielles Training 
durch die bekannte internationale 
Beraterin für juristische Geschäfts-
entwicklung Stephanie Wachman. 
Das Programm umfasste sechs in-
teraktive Online-Workshops, Live-

Sitzungen im „offenen Büro“ und 
zwei individuelle Coaching-Sit-
zungen. Zwischen den Sitzungen 
bestand zudem für die Teilneh-
mer reichlich Gelegenheit, neue 
Kontakte zu ihren Kolleg*innen 
von Ally Law zu knüpfen. 

	 Dr. Petrack zog nach Ab-
schluss des Programms ein sehr 
zufriedenes Fazit: „Ich bin sehr 
dankbar, dass MELCHERS mir die 
Gelegenheit geboten hat, an dem 
Programm teilzunehmen. Selbst 
in Zeiten wie diesen war dies 
dank der globalen Vernetzung  
ohne große Anstrengung mög-
lich. Meine Teilnahme war für 
mich in mehrfacher Hinsicht  
eine Bereicherung, da ich hier- 
durch meinen Horizont erweitern  
konnte. Es war der berühmte 
Blick „über den Tellerrand hin-
aus“, der dieses Programm aus-
machte. Beruflich konnte ich 
mich mit Kolleg*innen aus dem 
Ally Law-Netzwerk rund um den 
Globus austauschen und per-
sönlich Kontakt aufnehmen. Mit 
einigen habe ich sogar abseits 
des offiziellen Programms mitt-
lerweile den Kontakt intensiviert. 
Es ist in meinem beruflichen All-
tag, in dem ich oftmals über die 
Grenzen Deutschlands hinaus tä-
tig bin, von hohem Wert, über 
persönliche Kontakte im interna-
tionalen Umfeld zu verfügen. Dies 
hilft nicht nur mir, dies hilft  
vor allem den Mandanten von 
MELCHERS, da ich auf diese Wei-
se zügig und zielgerichtet kom-

ml mitteilung

Dr. Sebastian 
Petrack nahm 
am “Ally Law 
Young Leaders 
Development 
Program” teil

ml mitteilung	 Am 22.10.2020 veranstaltete 
die IHK Region Stuttgart ein  
Webinar mit dem Arbeitstitel  
„Expertenwissen im internatio-
nalen Wirtschaftsrecht“. Referent 
war Herr Rechtsanwalt Samuel 
Gruber, der Fachanwalt für inter-
nationales Wirtschaftsrecht ist.  
In der Veranstaltung behandelte 
Herr Rechtsanwalt Gruber die 
Themen „Force Majeure-Klauseln“, 

Internationales 
Wirtschaftsrecht – 
Lieferschwierig-
keiten in der 
Corona-Krise und 
Incoterms® 2020

„Schiedsverfahren oder staatliche 
Gerichte?“, „Rechtswahlklauseln“ 

sowie die neuen „Incoterms® 

2020“. Ziel des Webinars war es, 
den Teilnehmern in einem kom-
pakten Vortrag wichtige Kennt-
nisse zu vermitteln, um mit  
den Themen Lieferschwierigkeiten, 
Vertragsgestaltung und Standard-
lieferklauseln besser umgehen zu 
können.                                                 n

petente Unterstützung für die 
Mandanten organisieren kann. In 
kultureller Hinsicht haben mir die 
Kolleg*innen aus dem Netzwerk 
verdeutlicht, gegenüber anderen 
(fachlichen sowie persönlichen) 
Sichtweisen und Denkansätzen 
nicht ablehnend, sondern aufge-
schlossen zu sein. Dies ist eine Er-
fahrung, die ich während mei- 
ner beruflichen Laufbahn schon  
häufiger gemacht habe. Gerade 
der Austausch mit Kolleg*innen 
aus dem internationalen Umfeld  

schärfte und erweiterte stets  
meinen Blick, der im beruflichen 
Alltag nur allzu oft auf das  
deutsche Recht ausgerichtet und 
von der Denkweise europäischer 
Mandanten geprägt ist. Auch die 
Ansichten meiner US-amerika- 
nischen Kolleg*innen über die  
Innenansichten der US-Politik 
ebenso wie die unserer austra- 
lischen Kolleg*innen über „den 
alten Kontinent“ waren sehr auf-
schlussreich. Für mich war die 
Teilnahme an dem Programm  
eine wahre Freude.“                         n
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Much Shelist, P.C. – einer der 
nordamerikanischen Partner von 
MELCHERS bei Ally Law

ml international

Much Shelist bietet dafür prak- 
tische Antworten und ausgefeilte 
Lösungen, die auf die jeweilige 
Branche und die spezifischen Ge-
schäftsziele der Mandanten zu-
geschnitten sind.

	 Seit MELCHERS Mitglied von 
Ally Law ist, besteht eine sehr  
gute Zusammenarbeit mit Much 
Shelist. Beide sind als Full- 
Service-Wirtschaftskanzleien ähn-

lich aufgestellt und bieten  
neben den klassischen Bereichen 
des Wirtschaftsrechts auch Bera-
tung in weiteren Rechtsgebieten, 
wie beispielsweise dem Baurecht, 
an, welche eher bei Boutiquen 
und Großkanzleien zu finden sind. 

	 Nähere Informationen über die 
Kanzlei Much Shelist finden Sie un-
ter https://www.muchlaw.com/.  n

	 Um unseren Mandanten auch 
in internationalen Angelegen- 
heiten exzellente Beratung bieten 
zu können, ist MELCHERS seit vie-
len Jahren Mitglied von Ally Law. 
Die über 70 Mitgliedskanzleien von 
Ally Law mit mehr als 2.800 An-
wälten bieten in komplexen, län-
derübergreifenden Rechtsange-
legenheiten weltweit koordinierte 
juristische Beratung und Ver- 
tretung. 

	 In loser Folge berichten wir 
über Ally Law – Mitgliedskanz- 
leien, mit denen wir zusammen-
arbeiten. Heute möchten wir  
Ihnen Much Shelist, einen unserer 
nordamerikanischen   Partner,  
vorstellen.

	 Much Shelist wurde 1970  
gegründet, trat 1993 Ally Law  
bei und ist eine renommierte  
Full-Service-Wirtschaftskanzlei in  
Chicago. Die Kanzlei beschäftigt 
rund 100 Anwälte, die regio- 

nale, nationale und internatio-
nale Mandanten im gesamten 
Wirtschaftsrecht beraten, insbe-
sondere in den Bereichen Wirt-
schaft und Finanzen, Baurecht, 
Insolvenz- und Restrukturierung,  
IP und IT, Recht des Gesundheits-
wesens, Arbeitsrecht, Immobi- 
lienrecht sowie Vermögensüber-
tragung und Nachfolgeplanung. 
In sämtlichen Rechtsgebieten 
bietet Much Shelist neben der  
 

Beratung auch die Vertretung in  
Prozessen und bei der alterna- 
tiven Streitbeilegung an. 

	 Much Shelist berät Unter-
nehmen in jeder Phase des  
Unternehmenswachstums und –
übergangs sowie vermögende 
Privatpersonen und die öffent- 
liche Hand. Besonderen Wert legt 
Much Shelist dabei auf eine enge 
Beziehung zu den Mandanten, 
deren wirtschaftlicher Erfolg stets 
das Ziel jeglicher Beratung ist. 


